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Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 

des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 

Herrn Bundestagsabgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal) 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
304. Sitzung am 10. Februar 1967 beschlossen hat, hinsichtlich 
des vom Deutschen Bundestag am 3. Februar 1967 verab- 
schiedeten 

Vierten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über Umstellung der Abgaben auf Mineralöl 
— Drucksachen V/932, V/1349 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus dem in der Anlage angegebenen 
Grunde einberufen wird. 

1 Anlage 

Dr. Lemke 


Bonn, den 10. Februar 1967 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schrei- 
ben vom 3. Februar 1967 mit der Bitte um Kenntnisnahme 
übersandt. 


Dr. Lemke 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 



Drucksache V/1398 Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Anlage 


Grund für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Vierten Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
über Umstellung der Abgaben auf Mineralöl 


In Artikel 1 ist Nummer 1 wie folgt zu fassen: 

,1. Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Übergangshilfe beträgt je 100 kg 

1. 22 f 90 DM für Schmieröle, die in den 
Jahren 1964, 1965 und 1966 

2. 19,50 DM für Schmieröle, die in den 
Jahren 1967 und 1968 

aus dem Herstellungsbetrieb entfernt worden 
sind." 1 


Begründung 

Der Bundesrat ist der Auffassung, daß den Altöl 
verarbeitenden Unternehmen in den Jahren 1967 
und 1968 eine Beihilfe in Höhe von 19,50 DM je 
100 kg gezahlt werden sollte, wie sie zunächst auch 
vom Finanzausschuß des Bundestages in Vorschlag 
gebracht worden war (siehe BT-Drucksache V/ 1221). 
Die jetzt vorgeschlagene Kürzung der Beihilfe von 
22,90 DM auf 17, — DM für 1967 und auf 14,— DM 
für 1968 würde die schwierige Situation, in der sich 
die Altölbetriebe befinden, verschärfen. Seit im 
Jahre 1964 aus EWG-rechtlichen Gründen die Mine- 
ralölsteuer auf Altölerzeugnisse erhöht wurde, be- 
läuft sich der daraus entstehende Nettoverlust auf 


durchschnittlich 17,75 DM/ 100 kg. Ein Beihilfesatz 
von 17, — DM bzw. 14,— DM ist daher unter den 
bisher gegebenen wirtschaftlichen Verhältnissen 
nicht als tragbar zu bezeichnen. Unter den jetzigen 
Umständen ist daher zu befürchten, daß die zu rasch 
in die Verlustzone geratenen Betriebe, vor allem 
bei einer Beihilfe von 14, — DM, die Arbeit einstel- 
len oder nur noch dort sammeln, wo sich Altöl zu 
günstigen Bedingungen anbietet. In beiden Fällen 
würde dann die Altölsammlung zurückgehen. Bei 
einer behutsamen Strukturänderung im Altölbereich 
bestünde die Aussicht, die Mehrkosten der Altölbe- 
seitigung allmählich auf die Ölverbraucher zu über- 
wälzen, wie dies auch der Absicht der Bundesregie- 
rung entsprach. Die jetzt vorgeschlagene plötzliche 
und starke Senkung der Beihilfe läßt befürchten, 
daß die Altölsammlung erheblich nachläßt, weil 
viele Ölverbraucher sich diesem unerwarteten Ko- 
stenbeitrag entziehen, indem sie die Altöle weg- 
schütten oder sonstwie unsachgemäß beseitigen. Die 
dadurch eintretende Gefährdung vor allem unseres 
Trinkwassers steht aber in keinem Verhältnis zu 
der geringen Einsparung von rd. 3 Mio DM, die der 
Bundeshaushalt zum Beispiel für 1967 erfährt, wenn 
es bei der im Gesetz vorgesehenen Regelung ver- 
bleibt. Aus diesen Erwägungen erscheint es geboten, 
die Beihilfe in den Jahren 1967 und 1968 nur auf 
19,50 DM zu senken. 
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